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Geſetz- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


= Nn 51. — 


(Nr. 7467.) Statut für die Genoſſenſchaft zur Regulirung der kleinen Elſter in den Kreiſen 
Luckau und Liebenwerda. Vom 21. Juni 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, auf Grund des Geſetzes vom 11. Mai 1853. Artikel 2. (Geſetz Samml. 
für 1853. S. 183.), nach Anhörung der Betheiligten, was folgt: 


SL 
Um die Grundſtücke des unteren i der kleinen Elſter und der damit 
zuſammenhängenden Niederungen in den reiſen Luckau und Liebenwerda durch 
Beſeitigung der Ueberſchwemmungsgefahr und durch Entwäſſerung zu verbeſſern, 
werden die Beſitzer dieſer Grundſtücke unter der Benennung: 

„Verband zur Regulitung der kleinen Elſter in den Kreiſen 

Luckau und Liebenwerda“ | 
zu einer Genoſſenſchaft mit Korporationsrechten vereinigt. 

Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Luckau. 

$. 2. 

Das Meliorationsgebiet der Genoſſenſchaft in ſeinem jetzigen Umfange iſt 
auf der vierten Sektion der Generalkarte des Thales der kleinen Elſter, nach den 
Feldmarkskarten, entworfen 1857. durch C. F. Krüger, verzeichnet. 

Daſſelbe kann durch den Anſchluß anderer zum Thalgebiet der kleinen 
Elſter oder zu Nebenthälern derſelben gehörigen Grundſtücke erweitert werden. 

i Der Anſchluß erfolgt nach Anhörung des Verbandsvorſtandes und der 
betheiligten Grundbefitzer unter den durch den Miniſter für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten zu treffenden Zutrittsbeſtimmungen und im Uebrigen nach Maaß⸗ 
gabe dieſes Statuts. 8 

$. 3. 


Zweck des Verbandes. 

Dem Verbande liegt ob: | 

a) den vom Bauinſpektor Rupprecht im Jahre 1859. entworfenen Meliora⸗ 
Jahrgang 1869. (Nr. 7467) g 122 tions- 


Ausgegeben zu Berlin den 2. Auguſt 1869, 


dazu Verpflichteten. 


2 it 
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tionsplan, ſoweit derſelbe die Regulirung der kleinen Elſter von der Lin⸗ 


dena⸗Schönborner Grenze abwärts zum Gegenſtande hat, mit dem dazu 
durch den Baumeiſter Schultze unterm 29. März 1866. aufgeſtellten 
Nachtrage nach Maaßgabe der bei der Superreviſion geſchehenen Feſt⸗ 
ftellung zur Ausführung zu bringen, a 

b) die Vertiefung und Erweiterung derjenigen Gräben, welche zur Ab⸗ 
wäſſerung der nicht unmittelbar von der kleinen Elſter berührten Feld⸗ 
marken des Verbandes nach dem genannten Fluſſe dienen, ſoweit ſolche 
durch die Regulirung der Elſter möglich und zur beſſeren Entwäſſerung 
der betreffenden Feldmarken erforderlich iſt, bis zu den Grenzen der 
letzteren, von der Elſter aufwärts, zu bewirken, und 

e) die kleine Elſter, ſoweit ſie nach Littr. a. Gegenſtand der Regulirung iſt, 
künftig zu unterhalten. 


Erhebliche Abweichungen von dem Regulirungsplane, welche im Laufe der 
Ausführung nothwendig erſcheinen ſollten, bedürfen der Genehmigung des Miniſters 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 

Die Beſtimmung darüber, welche Gräben gemäß der Feſtſetzung unter b. 
vom Verbande zu reguliren find, und in welcher Weiſe deren Regulirung zu 
erfolgen hat, ſteht zunächſt dem Vorſtande des Verbandes zu. Beſchwerden über 
diesfällige Vorſtandsbeſchlüſſe werden von der Regierung endgültig entſchieden. 

Die künftige Unterhaltung der durch den Verband zu regulirenden Seiten⸗ 
zuflüſſe der kleinen Elſter — efr. vorſtehend zu Littr. b. — verbleibt den bisher 


$. 4. 

Der Verband hat ferner Seiten⸗Entwäſſerungs⸗ oder Bewäſſerungsanlagen, 
welche ſich innerhalb des Meliorationsgebiets als nothwendig oder zweckmäßig 
herausſtellen ſollten, inſofern ſolche nur durch Zuſammenwirken mehrerer Grund⸗ 
beſitzer ausführbar ſind, zu vermitteln und nöthigenfalls auf Koſten der ſpeziell 
dabei Betheiligten durchzuführen, nachdem der Plan dazu von dem Minifter für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach Anhörung der Betheiligten feſtgeſtellt it. 

Die Koſten der Herſtellung ſolcher neuen Anlagen, ſowie der Unterhaltung 
derſelben werden nach Maaßgabe des Vortheils von den Betheiligten getragen. 

Auch hat der Verband die Unterhaltung derartiger Nebenanlagen durch 
ſeine Beamten beaufſichtigen zu laſſen und, ſoweit es erforderlich, in regelmäßige 
Schau zu nehmen. . 8 

Jeder Verbandsgenoſſe hat das Recht, die Aufnahme des Waſſers, deſſen 
er ſich entledigen will, in die Hauptentwäſſerungszüge des Verbandes zu verlangen. 

Die Beſtimmung darüber, wo und in welcher Weiſe ſolche Nebengräben 
fete Anlagen des Verbandes einzuführen ſind, ſteht allein dem Vorſtande des 
etzteren zu. g 

„Die Herſtellung und Unterhaltung der Nebengräben iſt Sache eines jeden 
dabei beſonders Betheiligten. 5 
f | id Feinde Sn 
Innerhalb des geſammten Meliorationsbezirks darf das Waſſer der une 


c 
a 2 
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Elſter und der Hauptabziehungsgrähen nur unbeſchadet des Zwecks der auszu⸗ 
führenden Regulirung zeitweiſe aufgeſtaut oder abgeleitet werden. 

Der Verband übt die Kontrole darüber aus, hat in Streitfällen über die 
Zuläſſigkeit zu entſcheiden und vorbehaltlich der Beſchwerde an die Regierung ſeine 
Entſcheidung in Vollzug zu ſetzen. 


F. 6. 


Ueber die von dem Verbande oder von mehreren Verbandsgenoſſen ge⸗ 
meinſchaftlich fortdauernd zu unterhaltenden Anlagen, ſowie über die dem Ver⸗ 
bande gehörenden Grundſtücke, iſt ein Lagerbuch von dem Vorſtande des Verbandes 
zu führen. 

5575 


Aufbringung der Koſten. 

Die Koſten der Ausführung des Regulirungsplanes werden von den Be— 
ſitzern der im Meliorationsgebiet gelegenen Grundſtücke nach Maaßgabe des durch 
die Melioration abzuwendenden Schadens und herbeizuführenden Vortheils unter 
Berückſichtigung der Bodenqualität der betheiligten Grundſtücke getragen. 

Dieſelben ſind zur Feſtſtellung dieſes Beitragsmaaßſtabes in vier Klaſſen 
zu theilen, von denen der Preußiſche Morgen 

der I. Klaſſe zu vier Theilen, 
2 II. „ 2 drei 5 
i zwei 5 
„IV. Einem Theile 


$. 8. N 

Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge für die Herſtellung und 
Unterhaltung der Genoſſenſchaftsanlagen ruht mit der Sozietätspflicht gleich den 
öffentlichen Lasten als Reallaſt unablöslich auf den verpflichteten Grundſtücken 
und bedarf keiner hypothekariſchen Eintragung. b 

Die Beiträge ſind auf das Ausſchreiben des Vorſitzenden des Vorſtandes 
in den darin zu bezeichnenden Terminen zur Kaſſe des Verbandes bei Vermeidung 
der adminiſtrativen Exekution einzuzahlen. . 

Innerhalb der Gemeinden bewirken deren Vorſtände die Einziehung und 
Abführung zur Kaſſe des Verbandes. i 

Die Exekution findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer, oder andere 
Wa der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die eigentlich 
Verpflichteten. 

e Beſitzveränderungen kann ſich der Verband auch an den im Kataſter 
genannten Eigenthümer ſo lange halten, bis ihm die Beſitzveränderung zur Be⸗ 
richtigung des Kataſters angezeigt und ſo nachgewieſen iſt, daß auf Grund dieſes 
Nachweiſes die Berichtigung erfolgen kann. 5 

Bei Parzellirungen müſſen die Laſten des Verbandes auf die Trennſtücke 
verhältnißmäßig vertheilt werden. Auch die kleinſte Parzelle zahlt mindeſtens 
Einen Pfennig jährlich. 

(Nr. 7467.) 122° §. 9. 


heranzuziehen iſt. 


ae 


§. 9. 
Kataſter. 

Die Aufſtellung des Kataſters erfolgt unter Zugrundelegung der Klaſſi⸗ 
fikation der bereits in die beſtimmten Klaſſen ($- 7.) eingeſchätzten Grundſtücke 
durch den Regierungskommiſſarius. 

Nach dieſem Kataſter werden die Beiträge zu den Koſten der Ausführung 
des Meliorationsplanes vorläufig, und vorbehaltlich künftiger Ausgleichung nach 
Maaßgabe des definitiven Kataſters, von den Genoſſen des Verbandes entrichtet. 

Sobald die Ausführung des Meliorationsplanes vollſtändig erfolgt it, 
findet eine Reviſion des vorläufigen Kataſters Behufs deſſen definitiver Feſtſtellung 
durch zwei von der Regierung zu ernennende Sachverſtändige unter Leitung des 
Regierungskommiſſarius ſtatt. 


Das nach den Reſultaten dieſer Reviſion berichtigte Kataſter wird dem 
Vorſtande des Verbandes vollſtändig, den einzelnen Gemeindevorſtänden, den 
Beſitzern der außer dem Gemeindeverbande ſtehenden Güter und den Vertretern 
des Fiskus aber extraktweiſe mitgetheilt und zugleich in den Amtsblättern der 
Regierungen zu Frankfurt a. d. O. und Merſeburg eine vierwöchentliche Friſt 
bekannt gemacht, innerhalb welcher das Kataſter bei den Gemeindevorſtänden und 
dem Kommiſſarius eingeſehen und Beſchwerde dagegen bei dem letzteren angebracht 
werden kann. 

Der Kommiſſarius hat die angebrachten Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdeführer, eines Vorſtandsdeputirten und der erforderlichen Sachverſtän⸗ 
digen zu unterſuchen. Dieſe Sachverſtändigen ſind von der Regierung zu er⸗ 

nennen, und zwar hinſichtlich der Vermeſſung und des Nivellements ein vereideter 
Feldmeſſer oder nöthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, bezüglich der ökonomiſchen 
Fragen zwei landwirthſchaftliche Sachverſtändige, denen ein Waſſerbautechniker 
beigeordnet werden kann. 5 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdeführer und 
der Vorſtandsdeputirte bekannt gemacht. 

Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, 8 wird das Kataſter 
demgemäß berichtigt anderenfalls werden die Akten der egierung zur Ent⸗ 
ſcheidung über die Beſchwerde eingereicht. 1 

Wird die Beſchwerde verworfen, fo treffen die Koſten derſelben den Be⸗ 
ſchwerdeführer. ö 510 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung iſt 
Rekurs dagegen an den Miniſter für 12 fand ue An egen zu⸗ 
läſſig , die Anmeldung deſſelben muß bei dem Regierungskommiſſarius erfolgen. 

Sobald die Reklamationen beſeitigt ſind, wird das Kataſter von der Re⸗ 
gierung definitiv feſtgeſtellt, ausgefertigt und dem Verbandsvorſtande ühergeben, 
welcher demnächſt das Erforderliche wegen der vorbehaltenen Ausgleichung hin⸗ 
ſichtlich der bis zu dieſem Zeitpunkte von den Verhandsgenoſſen erhobenen Bei⸗ 
träge zu veranlaſſen hat. f J 

Auf Grund des Kataſters werden die Heberollen aufgeſtellt. H 
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$. 10. 
Expropriationsrecht. 

Dem Verbande wird für alle zur vollſtändigen Ausführung des Meliorations⸗ 
planes und der damit in Verhindung ſtehenden oder noch tretenden Anlagen das 
Recht zur Expropriation verliehen. 

Insbeſondere iſt der Verband befugt, gegen Entſchädigung zu fordern: 


1) die Abtretung des zu Bauzwecken erforderlichen Grund und Bodens, 
ſowie die Abtretung der durch Verlegung des Flußbettes ganz oder theil⸗ 
weiſe auf das andere Ufer kommenden Grundſtücke, ſofern deren Eigen 
thümer oder ſonſtige Nutzungsberechtigte nicht auf Entſchädigung für die 
ihnen erwachſende Wirthſch aftserſchwerung verzichten, 

2) die Entnahme von Baumaterialien an Sand, Lehm, Raſen ic, 

3) die Fortnahme von Bäumen und Sträuchern, 

4) den zeitweiſen Stillſtand von Mühlen, 

5) die Einräumung einer Servitut und die vorübergehende Benutzung von 
Grundſtücken. } 


Die Genoſſen des Verbandes haben den erforderlichen Grund und Boden 
zur Regulirung der Entwäſſerungszüge ſoweit ohne Entſchädigung abzutreten, 
als der bisherige Nutzungswerth vorgusſichtlich durch die ihnen zu überweiſende 
Grasnutzung der Böſchungen, die Uebereignung des etwa verlaſſenen Flußbettes 
innerhalb ihrer Grenzen und die ſonſtigen durch die Meliorationsanlagen er⸗ 
wachſenden zufälligen Vortheile aufgewogen wird. g 


F. 11. 


Das Expropriationsverfahren, welches erſt dann eintritt, wenn eine gt 
liche Einigung zwifchen den Intereſſenten nicht erreicht wird, leitet die Regierung 


| nach den Vorſchriften des Geſetzes über die Benutzung der Privatflüſſe vom 


28. Februar 1843. Derſelben ſteht danach auch die Entſcheidung darüber zu, 
welche Grundſtücke in Anſpruch zu nehmen find, vorbehaltlich des innerhalb einer 
Präkluſipfriſt von ſechs Wochen einzulegenden Rekurſes an den Miniſter für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 85 

„In Die Ermittelung und Feſtſetzung der Entschädigung erfolgt ebenfalls durch 
die Regierung, vorbehaltlich des dem Provokaten innerhalb ſechs Wochen nach 
Bekanntmachung der Entſcheidung zuſtehenden Rekurſes an das Reviſtonskolle⸗ 
gium für Landeskulturſachen zu Berlin ($$. 45. bis 51. des Geſetzes vom 
28. Februar 1843.) 

Wegen Auszahlung und Verwendung der Geldvergütigung für die der 
Cfrxpropriation unterworfenen Grundſtücke kommen die für den Chauſſeebau der 
betreffenden Provinz beftehenden geſetzlichen Beſtimmungen zur Anwendung. 

. Die Uebergabe der Grundſtücke und die Ausführung der Bauten wird 
durch die Einwendungen gegen die vorläufig feſtgeſetzte Entſchädigung nicht auf⸗ 
gehalten und iſt nöthigenfalls durch adminiſtrative Exekution zu erzwingen. 

(Ar. 7467.) 
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§. 12, 

Innere Verfaſſung der Sozietät, Vorſtand, deſſen Wahl und Befugniſſe. 

Die Angelegenheiten des Verbandes werden durch einen Vorſtand beſorgt, 
welcher aus einem Direktor als Vorſitzenden und vier Mitgliedern beſteht. 

Die Mitglieder des Vorſtandes verwalten ihre Aemter unentgeltlich. 

Für die Schauen erhalten dieſelben eine Fuhrkoſten⸗Entſchädigung von 
zwei Thalern pro Tag und Perſon. Dem Direktor iſt außerdem eine fixirte 
ee Büreauaufwand zu gewähren, welche die Regierung nach An⸗ 
hörung des Vorſtandes feſtſetzt. f 

$. 13. 

Der Direktor des Verbandes und die übrigen vier Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes, desgleichen eben ſo viele Stellvertreter für dieſelben, werden durch ab⸗ 
ſolute Stimmenmehrheit in Wahlverſammlungen gewählt, an welchen der Fiskus 
und die Beſitzer derjenigen Güter, welche einen beſonderen Gemeindebezirk bilden, 
ſowie der jedesmalige Beſitzer des früheren Rittergutes Maaßdorf perſönlich oder 
durch Bevollmächtigte, beziehungsweiſe geſetzliche Vertreter, und die betheiligten 
Gemeinden durch ihre Ortsvorſtände Theil nehmen, 

Die Betheiligung an der Melioration mit je 100 Morgen auf Normal⸗ 
boden (I. Beitragsklaſſe) reduzirter Fläche giebt je eine Wahlſtimme, dergeſtalt, 
daß die Betheiligung mit einer Fläche bis zu 100 Normalmorgen zu Einer, mit 
mehr als 100 Normalmorgen zu zwei, mit mehr als 200 ormalmorgen zu 
drei, mit mehr als 300 Normalmorgen zu vier, und mit mehr als 500 Nor⸗ 
malmorgen zu fünf Stimmen berechtigt. 8 
eber fünf Stimmen ſoll kein Wahlberechtigter ausüben dürfen. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. ö 

Der Genoſſenſchaftsdirektor wird auf ſechs Jahre gewählt. Die Wahl der 
übrigen vier Vorſtandsmitglieder nebſt deren Stellvertretern erfolgt gleichfalls 
auf ſechs Jahre, alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte derſelben aus un wird durch 
Neuwahl erſetzt. 

Die das erſte Mal ausſcheidenden zwei Vorſtandsmitglieder und Stellvertreter 
werden durch das Loos beſtimmt. | 

Wiederwahl der Ausſcheidenden iſt zuläſſig. 

Die Stellvertreter nehmen in Krankheits⸗ und Behinderungsfällen des 
Vorſtandsmitgliedes deſſen Stelle ein. Außerdem tritt, wenn ein Vorſtandsmit⸗ 
glied während feiner Wahleit ſtirbt, oder feinen Wohnſitz in der Gegend aufgiebt, 
deſſen Stellvertreter für die Dauer der Wahlperiode ein. 

Die Wahlen werden durch den Landrath des Luckauer Kreiſes als Wahl⸗ 
kommiſſar geleitet und ſtellt dieſer auch die Wahlliſte feſt. W 

Bei ſpäter etwa hervortretendem Bedürfniſſe kann auf Antrag des Vor⸗ 
ſtandes der Wahlmodus durch die Regierung unter Genehmigung des Miniſters 
für die nee Angelegenheiten anderweit regulirt werden. 

Die Prüfung der Wahlen ſteht dem Vorſtande ſelbſt zu. 

Im Uebrigen find bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Verpflichtung 
zur Annahme unbeſoldeter Stellen, die Vorſchriften über Gemeindewahlen ana⸗ 
logiſch anzuwenden. 
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$. 14, 
Der Vorſtand hat über alle Angelegenheiten des Verbandes zu beſchließen, 
ſoweit dieſelben nicht dem Vorſitzenden (Direktor) überwieſen find, insbeſondere: 

a) über die zur Erfüllung der Sozietätszwecke nothwendigen und nützlichen 
Einrichtungen und über die Bauanſchläge, 

b) über den Jahresetat und die erforderlichen gewöhnlichen und außer⸗ 
gewöhnlichen Beitragsausſchreiben, ſowie über die Decharge der Jahres⸗ 
rechnungen, 

e) über etwaige Anleihen, 

d) über Verträge mit Ausnahme der dem Direktor nach H. 22. allein zu⸗ 
ſtändigen Abſchlüſſe von Entrepriſe⸗Kontrakten, 

e) über die Benutzung der etwa zu erwerbenden Grundſtücke, oder des ſonſtigen 
Vermögens des Verbandes, 

4) über die Annahme des Rendanten und der erforderlichen Unterbeamten, 

8) über die Geſchäftsanweiſungen für die Beamten, 

h) über die Reviſion der Anlagen durch einen qualifizirten Baubeamten. 

Die Ausführung der Beſchlüſſe des Vorſtandes erfolgt durch den Vor⸗ 
figenden; die übrigen Mitglieder des Vorſtandes find aber berechtigt, von der 
Ausführung der Beſchlüſſe ſich Ueberzeugung zu verſchaffen. 

Beſchlüſſe des Vorſtandes, welche der Vorſitzende für geſetzwidrig oder dem 


5 Gemeinewohl nachtheilig erachtet, hat derſelbe zu beanſtanden und die Entſcheidung 


der Regierung einzuholen. 
; $. 15. 

Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 
a) zu den Projekten über den Bau neuer Anlagen, 
b) zu Anleihen, i 

e) zur Veräußerung von Grundſtücken des Verbandes. 


$. 16. 
Der Vorſtand verſammelt ſich auf Berufung des Vorſitzenden alle Jahre 
mindeſtens ein Mal im Monat Mai. a 
Die Art und Weiſe der Zuſammenberufung wird vom Vorſtande ein für 
alle Mal feſtgeſetzt. 
„Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtände der Ver⸗ 
handlung, mit Ausnahme dringender Fälle muß dieſelbe wenigſtens ſieben freie 


Tage vorher ſtattfinden. 


$. 17. 
Die Mitglieder des Vorſtandes find an Inſtruktionen der Genoſſen des 
Verbandes nicht gebunden. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 


Jedes Mitglied hat gleiches Stimmrecht. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die 


Stimme des gleichfalls ſtimmberechtigten Vorſitzenden. 
Ar. 7467.) Der 
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Der Vorſtand kann nur beſchließen in Genoſſenſchafts⸗ Angelegenheiten, 

wenn uud als die Hälfte feiner Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzenden zu⸗ 
egen ſind. 

bi Ene Ausnahme findet ſtatt, wenn der Vorſtand, zum dritten Male zur 
Verhandlung über denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, dennoch nicht in ge- 
nügender Anzahl erſchienen iſt. 

Bei der zweiten und dritten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung 
ausdrücklich hingewieſen werden. 

$. 18. 

An Verhandlungen über Rechte und Pflichten des Verbandes darf der⸗ 
jenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes im Wider⸗ 
ſpruche ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung ſelbſt mit Hülfe der Stellvertreter 
eine beſchlußfähige Verſammlung nicht gehalten werden, jo hat der Vorſitzende, 
oder, wenn auch dieſer aus dem vorgedachten Grunde betheiligt iſt, die Regierung 
für die Wahrung der Intereſſen des Verbandes zu ſorgen und nöthigenfalls einen 
beſonderen Vertreter für den elben zu beſtellen. 


. 
Die Beſchlüſſe des Vorſtandes und die Namen der dabei anweſend geweſenen 
Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen. Sie werden von dem Vor⸗ 
ſitzenden und wenigſtens zwei Mitgliedern unterzeichnet. 


$. 20. 
Direktor des Verbandes. 

Der Direktor des Verbandes führt die Geſammtverwaltung und handhabt 
die Polizei zum Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beauf⸗ 
ſichtigenden Anlagen. 

In einzelnen Fällen kann ſich der Direktor durch ein anderes Mitglied 
des Vorſtandes vertreten laſſen; jedes Mitglied des letzteren iſt verbunden, Auf⸗ 
träge des Vorſitzenden zu übernehmen. 

Derſelbe hat insbeſondere: i 

a) den Verband nach Außen und in Prozeſſen zu vertreten. 

Zu Verträgen und Schuldurkunden iſt eine nach $. 19. zu voll⸗ 
ziehende Urkunde oder Vollmacht des Vorſtandes erforderlich, ſoweit nicht 
nach F. 22. der Kontraktsabſchluß dem Direktor allein zuſteht / 

p) die Einnahmen und Ausgaben anzuweiſen und das Kaſſen- und Rechnungs⸗ 
weſen zu überwachen; 
e) die Sozietätsbeiträge 55 dem Etat und den Beſchlüſſen des Vorſtandes 
auszuſchreiben und die Beitreibung zu bewirken; 
d) die Unterbeamten IK beauffichtigen und die Ausführung der Bauten an⸗ 
zuordnen und zu leiten. 5 
n F. 21. 


Alljährlich im Frühjahre — vor der ordemlichen ee eee 
or⸗ 
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Vorſtandes — findet eine Hauptſchau der Anlagen des Verbandes ſtatt. Die⸗ 
ſelbe erſtreckt ſich auch auf die vom Verbande nach $$. 3 — 5. zu beaufſichtigen⸗ 
den Anlagen. 

Der Direktor hält die Schau mit Zuziehung von zwei Vorſtandsmitgliedern 
als Miturtheilern ab, welche in der ordentlichen Jahresverſammlung vom Vor⸗ 
ſtande beſtimmt werden. 

Ueber den Befund und die Beſchlüſſe der Schaukommiſſion iſt ein Proto⸗ 
koll aufzunehmen. u 

Die Schau wird öffentlich bekannt gemacht, damit jeder Betheiligte der⸗ 


ſelben beiwohnen könne. So oft es erforderlich iſt, ſoll in gleicher Weiſe im Sep⸗ 
tember eine Nachſchau abgehalten werden. 


§. 22. 

Die gewöhnliche Unterhaltung der Sozietätsanlagen ordnet der Direktor 
nach dem Befund der Schauen, in dringenden Fällen auch fonft nach eigenem Ermeſſen 
an, und holt nur in zweifelhaften Fällen, oder wenn er mit den Miturtheilern 
nicht übereinſtimmt, den Beſchluß des Vorſtandes ein. 

Ob die Ausführung auf Rechnung durch die Unterbeamten, ausnahmsweiſe 
auch durch ein Mitglied des Verbandes, oder einen Gemeindevorſtand, oder durch 
Entrepriſe zu geſchehen hat, darüber ſetzt der Vorſtand gewiſſe Grundſätze feſt, 
1 deren in dringenden Fällen der Direktor nach eigenem Ermeſſen 
verfährt. 

Zu Entrepriſekontrakten für die Unterhaltung der Anlagen bedarf der Di⸗ 
rektor einer Vollmacht nicht. Für die vom Verbande nicht zu unterhaltenden, 
ſondern nur zu beauffichtigenden Anlagen ift das Ergebniß der Schau in gleicher 
Weiſe feſtzuſtellen, den Betheiligten vom Direktor danach Anweiſung zu ertheilen 
und die Befolgung nöthigenfalls im Wege der adminiſtrativen Exekution von 
ihnen zu erzwingen. 

8. 28: 


Zur ſpeziellen Beaufſichtigung der Anlagen und zur Ausführung der die 
Unterhaltung Be Sozietätsanlagen betreffenden Arbeiten hat der Direktor auf 
Beſchluß ern Vorſtandes die aer Unterbeamten anzuſtellen und eidlich 
zu verpflichten. f 

} er Direktor kann gegen dieſe Unterbeamten Disziplinarſtrafen bis zur 
Höhe von drei Thalern Geldbuße verfügen, nöthigenfalls ihnen auch die Aus⸗ 
übung der Amtsverrichtungen vorläufig unterſagen. 


$. 24. 

Der Direktor iſt befugt, wegen der die Anlagen betreffenden polizeilichen 
Uebertretungen die Strafe bis zu fünf Thalern Geldbuße oder drei Tagen Ge⸗ 
fängniß vorläufig feſtzuſetzen nach dem Geſetz vom 14. Mai 1852. Die vom 
Direktor allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zur So⸗ 
zietätskaſſe. 

$. 25. 
Zur Führung der Kaſſengeſchäfte engagirt der Vorſtand einen Rendanten, 
Jahrgang 1869. (Nr. 7467.) 123 wel⸗ 


5 
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welcher durch Handſchlag an Eidesſtatt vom Vorſitzenden in einer Verſammlung 
des Vorſtandes verpflichtet wird. i 

Der Rendant hat nach den Anweiſungen des Vorſitzenden die Einnahmen 
und Ausgaben zu bewirken und den Etat aufzuſtellen. 

Die Jahresrechnung für das jedesmal vorabgelaufene Kalenderjahr und 
der Etatsentwurf für das laufende Jahr iſt bis zum 1. März dem Vorſitzenden 
zu übergeben, welcher dieſelben ſelbſt und durch ein vom Vorſtande alljährlich 
hierfür Es bezeichnendes Mitglied der Vorprüfung unterwirft. 

ehufs Vorlegung in der ordentlichen Jahresverſammlung des Vorſtandes 
und vierzehn Tage vor derſelben ſind Etat und Jahresrechnung zur Einſicht 
jedes Mitgliedes des Verbandes offen zu legen. 


$. 26. 
Aufſichtsrecht des Staates. 

Der Verband ſteht unter der Aufficht des Staates, welche von der Re⸗ 
gierung als Landespolizeibehörde und in höherer Inſtanz von dem Miniſter für 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach Maaßgabe dieſes Statuts und ſonſt 
in dem Umfange mit den Befugniſſen, welche den Nufſichtsbehörden der Gemein⸗ 
den zuſtehen, ausgeübt wird. 

Alle nach dieſem Statut der Regierung zuſtändigen Befugniſſe werden 
über den ganzen Umfang des Verbandes von der Regierung zu Frankfurt a. d. O. 
geübt, welche dem Landrathsamte des Liebenwerdaer Kreiſes in Betreff der zu 
dieſem gehörigen Ortſchaften unmittelbar Aufträge ertheilen kann. 


$. 27. 
Beſchränkungen der Adjazenten. 

An den Hauptentwäſſerungszügen müſſen drei Fuß, vom oberen Rande 
der Böſchung ab gerechnet, unbeackert und mit dem Weidevieh verſchont bleiben. 
5 Bäume und Hecken dürfen auf einer Entfernung von ſechs Fuß nicht geduldet 
werden. 

Bei der Räumung müſſen die Eigenthümer der angrenzenden Grundſtücke 
den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen zufällt, aufnehmen, und binnen 
vier Wochen nach der Räumung — wenn aber die Räumung vor der Ernte 
geſchieht, binnen vier Wochen nach der Ernte — bis auf Eine Ruthe Entfernung 
von dem Borde wegſchaffen. 

Aus beſonderen Gründen kann der Direktor dieſe Friſt verlängern. 


$. 28. 

Entſcheidung von Streitigkeiten; Schiedsgericht. 
Die Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern der Sozietät über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von Grund- 
gerechtigkeiten und anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpeziellen Rechts⸗ | 
titeln ae Rechte oder Verbindlichkeiten entſtehen, gehören zur Entſcheidung 
der ordent | 
gelegenheiten der Sozietät oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des 
2 an⸗ 


ichen Gerichte. Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen An- 
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anderen Genoſſen betreffende Beſchwerden vom Genoſſenſchaftsvorſtande unter⸗ 
ſucht und entſchieden, inſofern nicht einzelne Gegenſtände in dieſem Statute aus⸗ 
drücklich an eine andere Behörde gewieſen ſind. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des 
Beſcheides an gerechnet, bei dem Genoſſenſchaftsdirektor angemeldet werden muß. 

Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. 5 

Der unterliegende Theil trägt die Koſten. 

Das Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern, entſcheidet nach Stimmen⸗ 
mehrheit und wird ſo gebildet, daß der Verbandsvorſtand den einen, der oder 
die mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten den anderen Schiedsrichter wählen, 
und die Regierung den Obmann beſtimmt, welcher den Vorſitz führt. a 

Wenn dem Vorſtande nicht binnen vier Wochen, vom Tage des Abganges 
der ſchriftlichen Aufforderung des Vorſtandes an gerechnet, ein geeigneter Schieds⸗ 
richter der Rekurrenten bekannt gemacht wird, ſo erfolgt die Wahl deſſelben durch 
den Vorſtand. 

8 Können ſich mehrere gleichbetheiligte Rekurrenten über die Beſtellung eines 
gemqeinſchaftlichen Schiedsrichters nicht einigen, fo ſchreiten fie zu einer Wahl nach 
Stimmenmehrheit unter der Leitung des Wahlverfahrens durch den beſtellten Ob⸗ 
mann. Enthalten ſich einzelne von ihnen der Wahl, ſo ſind ſie an die Wahl der 
übrigen gebunden. 

Wählbar zum Schiedsgericht ſind nur ſolche Perſonen, welche die Eigen⸗ 
ſchaft eines Gemeindewählers haben und nicht Mitglieder der Sozietät ſind. 


§. 29. 
Abänderungen des vorſtehenden Statuts können nur unter landesherrlicher 
Genehmigung erfolgen. 
. AUrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 21. Juni 1869. 5 


N | (L. S.) Wilhelm. 


v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr. 7468.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen zweiter 
Emiſſion über eine Anleihe der Stadt Burg, Regierungsbezirks Magde⸗ 
burg, zum Betrage von 80,000 Thalern. Vom 21. Juni 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
Nachdem der Magiſtrat der Stadt Burg im Einverſtändniſſe mit der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung darauf angetragen hat, zur Tilgung der gegen⸗ 
t. 74677468) 123 * wär⸗ 
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wärtigen Stadtſchuld und zur Beſtreitung der Koſten mehrerer gemeinnütziger 
Einrichtungen eine Anleihe von 80,000 Thalern aufnehmen und zu dieſem Zwecke 
auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene Stadt⸗Obligationen aus⸗ 
1 zu dürfen, ertheilen Wir in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 
7. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs⸗ 
verpflichtung auf jeden Inhaber enthalten, durch gegenwärtiges Privilegium zur 
Ausſtellung von achtzig Tauſend Thalern Burgſcher Stadt⸗Obligationen, welche 
nach dem anliegenden Schema in 800 Apoints, und zwar zu je 100 Thalern, 
auszufertigen, mit vier und einhalb vom Hundert jährlich zu verzinſen und, von 
Seiten der Gläubiger unkündbar, vom 1. Januar 1870. ab nach dem feſt⸗ 
geſtellten Tilgungsplane durch Auslooſung mit mindeſtens Einem Prozent der 
Kapitalſchuld, unter Hinzurechnung der durch die Tilgung erſparten Zinſen, all⸗ 
jährlich zu amortiſiren ſind, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, Unſere landes⸗ 
herrliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen 
in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung Seitens des Staates zu 
bewilligen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 21. Juni 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 


„Für den 
Miniſter für Handel de.: 


Frh. v. d. Heydt. v. Selchow. Gr. zu Eulen burg. 


Provinz Sachſen, Xegierungsbezirk Magdeburg. 


Burgſche Stadt⸗ Obligation II. Emiſſion 


(Stadtwappen.) 
Littr. 88 e 
über 


100 Thaler Preußiſeh Kuraut. 


Auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vm fügt 
einer Anleihe von 80,000 Thalern zum Zwecke der Tilgung eines Theiles der 
ce Stadtſchuld und zur Beſtreitung der Koſten 1 Wine e 5 
mrichtungen ermächtigt, bekennt ſich der unterzeichnete Magiſtrat Namens der 
Stadt Burg durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers 
unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von Einhundert . 
Preu⸗ 
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Preußiſch Kurant, welcher Betrag an die Stadt gezahlt worden und mit vier 
einhalb Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 80,000 Thalern geſchieht vom 
1. Juli 1870. ab allmälig in Gemäßheit des feſtgeſtellten Tilgungsplanes aus 
einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens Einem Pro⸗ 
zent jährlich, unter Zuwachs der erſparten Zinſen von den getilgten Schuld- 
verſchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt in dem Monate Dezember jedes 
der Einlöſung vorhergehenden Jahres und beginnt im Monat Dezember 1869. 
Die Stadtgemeinde behält ſich jedoch das Recht vor, den Tilgungsfonds durch 
Bean Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche umlaufende Schuldverſchrei⸗ 
ungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten Schuldverſchreibungen 
werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des 
Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. 
Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei und Einen Monat vor dem Zahlungs⸗ 


termine, alſo in den Monaten Januar, April und Juni, im öffentlichen Anzeiger 


des Königlich Preußiſchen Staatsanzeigers, im Amtsblatte der Königlichen Re⸗ 
gierung zu Magdeburg und im Burgſchen Lokalblatte. Sollte eines dieſer 
Blätter eingehen, ſo wird von dem Magiſtrate mit Genehmigung der Königlichen 
Regierung ein anderes ſubſtituirt. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und 1. Juli, von heute an ge⸗ 
rechnet, mit vier einhalb Prozent jährlich in Preußiſch Kurant verzinſet. Die 
Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rückgabe der aus⸗ 
gegebenen Znnskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, bei der Käm⸗ 
el zu Burg in der nach dem Eintritt des Fälligkeitstermins folgen⸗ 

en Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 

ezogen. 
: Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in welchem fie fällig geworden, nicht erhobenen Zin⸗ 
ſen, verjähren zu Gunſten der Stadtgemeinde. 

as Aufgebot und die Amorkiſation verlorener und vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach den auf die Staatsſchuldſcheine Bezug habenden 
Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebots und 
der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere $$. 1. bis 12. mit 
nachſtehenden näheren Beſtimmungen: 

a) die im F. 1. jener Veror nung vorgeſchriebene Anzeige muß dem Ma⸗ 
giſtrate zu Burg gemacht werden, welchem alle diejenigen Geſchäfte und 
Befugniſſe zuſtehen, welche nach der angeführten Verordnung dem Schatz⸗ 

miniſterium zukommen; gegen die Verfügung des Magiſtrats findet Re⸗ 

kurs an die Königliche Regierung zu Magdeburg ſtatt 
(Nr. 7468.) b) das 
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b) das im F. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Königlichen Kreisgerichte 
zu Burg 

e) die in den $$. 6. 9. und 12. vorgeſchriehenen Bekanntmachungen ge⸗ 
ſchehen durch diejenigen Blätter, durch welche die ausgelooſten Obliga⸗ 
tionen bekannt gemacht werden; 

d) an die Stelle der im $. 7. erwähnten ſechs Zahlungstermine treten vier, 
108 fate Stelle des im §. 8. erwähnten achten Zahlungstermines tritt 
er fünfte. 


Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei uns anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der Zinskupons 
durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafter Weiſe dar⸗ 
thut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis 
dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 

ar diefer Schuldverſchreibung find Zinskupons für die nächſten fünf Jahre 
ausgegeben. ; 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie als bei der Kämmereikaſſe 
der Stadt Burg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗ Serie beigedruck⸗ 
ten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen 
Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vor⸗ 
zeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadtgemeinde Burg mit ihrem geſammten Vermögen und ihren ſämmtlichen 
Einkünften. 1 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
und Siegel ertheilt. 1 
Burg, den n 18 


(Trockener Stempel.) 


Der Magiſtrat der Stadt Burg. 


(Eigenhändige Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen Magiſtratsmitgliedes 
: unter Beifügung der Amtstitel.) f 


Eingetragen Kontobuch Hierzu find. Kupons Serie I. n 1. bis 10. 
Fol. %%% nebſt Talon ausgereicht. 
Der Kaſſenkurator. i Kämmereikaſſen⸗Rendant. 


Pro- 


er Re Be RE 


eg 
Provinz Sachſen, Xegierungsbezirk Magdeburg. 
Zinskupon (Serie .....) 
über f 
2 Thaler 7 Silbergroſchen 6 Pfennige 
zu der 
Burgſchen Stadt⸗Obligation II. Emiſſion 
Eitt r. . 
über Einhundert Thaler zu vier einhalb Prozent Zinſen. 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe vom 


N ae. DES AAN ab die Zinfen der vorbenannten Stadt⸗Obligation für das 
Halbjahr vom Mar mit zwei Thalern fieben Silber⸗ 
groſchen ſechs Pfennigen bei der Kämmereikaſſe zu Burg. 

u Denen. 18:. 


(Trockener Stempel.) 
Der Magiſtrat. 
Dieſer Zinskupon wird ungültig, wenn deſſen 
Betrag nicht innerhalb vier Jahren nach Ab⸗ 


lauf des Kalenderjahres, in welchem er fällig 
geworden, erhoben wird. 


Anmerkung. Die Namensunterſchriften des Magiſtratsdirigenten und des zweiten Ma⸗ 
. können mit Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt wer⸗ 

a en, doch muß jeder Zinskupon mit der eigenhändigen Namensunterſchrift 
eines Kontrolbeamten verſehen werden. 


Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 


a Den 


zur 


Burgſchen Stadt⸗Obligation II. Emiſſion. 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen Se deſſelben zu der 


Burgſchen Stadt⸗Obligation II. Emiſſion Littr. ..... über Einhun⸗ 
dert Thaler à vier einhalb Prozent Zinſen die ..t Serie Zinskupons für die 
fünf Jahre vom u... I e an en 18. . bei 


der Kämmereikaſſe zu Burg, ſofern dagegen Seitens des als ſolchen legitimirten 
Inhabers der Obligation vorher kein ſchriftlicher Widerſpruch eingegangen iſt. 
Burg, den 18. 
(Trockener Stempel.) 
Der Ma giſtrat. 

Anmerkung. Die Namensunterſchriften des Magiſtratsdirigenten und des zweiten Ma⸗ 
giſtratsmitgliedes können mit Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt wer⸗ 
den, jedoch muß jeder Talon mit der eigenhändigen Namensunterſchrift 
eines Kontrolbeamten verſehen werden. 
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(Nr. 7469.) Allerhöchſter Erlaß vom 21. Juni 1869., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde: 
Chauſſee von Ellrich, im Kreiſe Nordhauſen, Regierungsbezirk Erfurt, 
bis zur vormaligen Landesgrenze zum Anſchluſſe an die von der Gräflich 
Stolbergſchen Rentkammer in Wernigerode vom Jägerfleck bei Rotheſütte, 
Amts Hohnſtein, Provinz Hannover, über Sülzhain in der Richtung auf 
Ellrich zu erbauende Chauſſee. 5 
1 Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge⸗ 
meinde⸗Chauſſee von Ellrich, im Kreiſe Nordhauſen, Regierungsbezirk Erfurt, 
bis zur vormaligen Landesgrenze zum Anſchluſſe an die von der Gräflich Stol⸗ 
bergſchen Rentkammer in Wernigerode vom Jägerfleck bei Rotheſütte, Amts 
Hohnſtein, Provinz Hannover, über Sülzhain in der Richtung auf Ellrich zu 
erbauende Chauſſee, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der Stadtgemeinde 
Ellrich das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, 
imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, 
nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug 
auf dieſe Straße. Zugleich will Ich der Gräflich Stolbergſchen Rentkammer zu 
Wernigerode und der Stadtgemeinde Ellrich, einer jeden für die von ihr zu unter⸗ 
haltende Straßenſtrecke, das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes auf der Chauſſee 
von Ellrich bis zum Jägerfleck bei Rotheſütte bei der im Amte Hohnſtein zu errich⸗ 
tenden Hebeſtelle nach den vollen Sätzen des für die Staats⸗Chauſſeen in der 
Provinz Hannover jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs hierdurch verleihen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗»Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 21. Juni 1869. 
Wilhelm. 
: Für den Minifter für Handel 26: 
Frh. v. d. Heydt. v. Selchow. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. s 


(Nr, 7470.) Statut für den Verband zur Regulirung des Reſſener Mühlenfließes unterhalb 
Syckadel, Kreiſes Lübben. Vom 26. Juni 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2, 


verordnen auf Grund des Artikels 2. des Geſetzes vom 11. Mai 1853. (Geſetz⸗ 
Samml. vom Jahre 1853. S. 183.), nach Anhörung der Betheiligten, was folgt: 


ek | 
Die Beſitzer der im Lübbener Kreiſe im Thale des Reſſener Mühlenfließes 
zwi⸗ 


* 


. 
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Beiden der, Syckadel⸗Sglietzer Feldmarksgrenze und der Neu⸗Mühle bei Reſſen 
elegenen Grundſtücke, welche in dem von dem Baumeiſter Schultze unterm 
15. November 1868. aufgeſtellten Betheiligungskataſter verzeichnet ſind, werden 
zu einer Genoſſenſchaft unter der Benennung: 

„Verband zur Regulirung des Reſſener Mühlenfließes“ 
vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtücke durch Entwäſſerung zu verbeſſern. 

Der Verband hat Korporationsrechte und ſeinen Gerichtsſtand bei dem 
Kreisgerichte zu Lübben. 

Das Meliorationsgebiet iſt auf der vom Re ierungs⸗Geometer Auguſt im 
Jahre 1864. zuſammengeſtellten Generalkarte der iederung des Reſſener Fließes 
verzeichnet und enthält nach dem vorher erwähnten Kataſter 187000 Morgen. 


$. 2. 
Dem Verbande liegt ob, den vom Baumeiſter Schultze unterm 15. No⸗ 


des Zwecks der auszuführenden Regulirung möglich ſind, zu vermitteln und 
nöthigenfalls auf Koſten der ſpeziell dabei Betheiligten durchzuführen, nachdem 
der Plan dafür von der Regierung in Frankfurt a. d. O. feſtgeſtellt iſt. 

Die Organe des Verbandes haben auch ſolche Anlagen, gleich den Haupt⸗ 
anlagen des Verbandes, zu beaufſichtigen. 


§. 4. 

f Der zur Ausführung des Meliorationsplanes erforderliche Grund und 
Boden iſt von den Sl) des Verbandes unentgeltlich herzugeben, wogegen 
ihnen die Benutzung der öſchungen verbleibt und die eingehenden Fließ⸗ und 
Grabenſtrecken innerhalb ihrer Grenze zufallen. Sollte aus dieſer Beſtimmung 
in einzelnen Fällen eine offenbare Härte hervorgehen, ſo iſt eine billige Entſchädigung 
zu gewähren, die der Vorſtand des Verbandes feſtzuſetzen hat. 8 
5 en dieſe Feſtſetzung findet nur Berufung an das Schiedsgericht 

17.) ſtatt. 
i ah Erwerbung des Staurechts und der zur Ausübung deſſelben vorhan⸗ 
Jahrgang 1869, (Nr. 7470.) 124 de⸗ 
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denen Stauanlagen der Neu⸗Mühle bei Reſſen, ſowie der für die Zwecke der 
Genoſſenſchaft etwa nöthigen Grundſtücke, welche nicht zum Verbande gehören, 
erfolgt im Mangel gütlicher Einigung nach den diesfälligen Vorſchriften des 
Geſetzes über die Benutzung der Privatflüſſe vom 28. Februar 1843. 

Hinſichtlich der Auszahlung und Verwendung der Geldvergütigungen, 
welche der Verband für Grundſtücke oder Berechtigungen, die er zu ſeinen Zwecken 
erwirbt, zu leiſten hat, finden die für den Chauſſeebau der Provinz Brandenburg 
beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen Anwendung. 


$. 5. 

Das dem Verbande nach Maaßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen ver⸗ 
liehene Expropriationsrecht ſteht demſelben, Falls er in Zukunft die Herſtellung 
eines Schiffahrtskanals von der Neu⸗Mühle bei Neffen abwärts bis zum Schwieloch⸗ 
See als ſeinen Intereſſen förderlich erachten ſollte, auch bezüglich der zu dies⸗ 
fälligen Anlagen nach dem von der Regierung in Frankfurt a. d. O. zuvor feſtzu⸗ 
ſtellenden Plane erforderlichen Erwerbungen von Grundſtücken und der theilweiſen 
oder vollſtändigen Waſſerkraft der alten Mühle bei Reſſen zu. 


$. 6. 

Soweit die nach dem Meliorationsplane zu regulirenden Fließ und Gra⸗ 
benläufe gegenwärtig Grenzen zwiſchen Grundſtücken verſchiedener Beſitzer bilden, 
fol dafjelbe Verhältniß auch hinſichtlich der regulirten Läufe beſtehen bleiben. 
Demgemäß gehen die durch die Ausführung des Meliorationsplanes von der Be⸗ 
ſitzung, zu der ſie bisher 5 haben, abgeſchnittenen Grundſtücke ohne Weiteres 
in das Eigenthum der Beſitzer der gegenüberliegenden, die einzelnen Abſchnitte 
umfaſſenden, beziehungsweiſe an dieſelben heranſtoßenden Grundſtücke über. Die 
neuen Erwerber ſind verpflichtet, den Werth derſelben auf ihre entwanigen Ent: 
ſchädigungsforderungen an den Verband ſich anrechnen zu laſſen, oder, alls ſie 
dergleichen gar nicht oder doch nicht bis zur Höhe des Werthes der ihnen zu⸗ 
fallenden Grundstücke haben, dieſen Werth, beziehungsweiſe Werthsüberſchuß zu 
bezahlen. Die Werthsfeſtſtellung erfolgt nach Maaßgabe der bezüglichen Be⸗ 
ſtimmung im zweiten Abſatz des H. 4. Dieſelbe regulirt gleichzeitig die Ent⸗ 
ſchädigung desjenigen, welcher das betreffende Grundſtück verliert. 


9 
Die Koſten der Ausführung des Meliorationsplanes und der Unterhaltung 
der Anlagen des Verbandes werden von den Beſitzern der zum Verbande ge⸗ 
hörigen Grundſtücke nach dem Verhältniſſe des durch die Melioration abzuwen⸗ 
denden Schadens und herbeizuführenden Vortheils mit Berückſichtigung der Boden⸗ 
qualität der betheiligten Grundſtücke aufgebracht. 
Der diesfällige Beitragsmaaßſtab iſt für jetzt dahin normirt, daß zwei 
Klaſſen gebildet find, von denen 
die erſte Klaſſe pro Morgen drei Theile, 
ö ee Einen Theil 
beizutragen hat. { 
Die 
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Die hiernach geſchehene Klaſſtfikation weiſt das im §. 1. erwähnte Schultzeſche 
Kataſter nach. In Gemäßheit deſſelben werden die Koſten der Ausführung des 
Meliorationsplanes vorläufig und vorbehaltlich künftiger Ausgleichung nach Maaß⸗ 
gabe des definitiven Kataſters ($. 8.) von den Genoſſen des Verbandes entrichtet. 

$. 8. 

Sobald die Ausführung des Meliorationsplanes vollſtändig erfolgt iſt, 
findet eine Reviſion des gegenwärtigen Kataſters Behufs deſſen definitiver Feſt⸗ 
ftellung durch zwei von der Regierung zu Frankfurt a. d. O. zu ernennende Sach⸗ 
verſtändige unter Leitung des Regierungskommiſſarius ſtatt. Bei dieſer Reviſion 
können auf Antrag der Sachverſtändigen die Klaſſen und deren Werthſätze von 
der Regierung zu Frankfurt a. d. O. mit Genehmigung des Miniſters für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten auch anderweitig feſtgeſetzt werden. 

Das nach den Reſultaten der Reviſion berichtigte Kataſter wird dem Vor⸗ 
ſtande des Verbandes vollſtändig, den einzelnen Gemeindevorſtänden und den 
Beſitzern der außer dem Gemeindeverbande ſtehenden Güter aber extraktweiſe 
mitgetheilt und zugleich in dem Amtsblatte der Regierung zu Frankfurt a. d. O. 
eine vierwöchentliche Friſt bekannt gemacht, innerhalb welcher das Kataſter bei den 
Gemeindevorſtänden und dem Kommiſſarius eingeſehen und Beſchwerde dagegen 

bei dem letzteren angebracht werden kann. 

Nach Ablauf der vierwöchentlichen Friſt werden die angebrachten Beſchwer⸗ 
den von dem Kommiſſarius und den beiden Sachverſtändigen, welche die Kataſter⸗ 
tepifion ausgeführt haben, und denen bei Streitigkeiten wegen der Waſſerverhält⸗ 
niſſe ein Waſſerbauverſtändiger beigeordnet werden kann, erforderlichenfalls durch 
einen vereideten Feldmeſſer, beziehungsweiſe Vermeſſungsreviſor, unter Zuziehung 
der Beſchwerdeführer und eines Vorſtandsdeputirten, unterſucht. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdeführer und der 
Vorſtandsdeputirte bekannt gemacht. 

Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo wird das Kataſter 
demgemäß berichtigt. Anderenfalls haben die Sachverſtändigen ihr Gutachten zu 
Protokoll zu motiviren und erfolgt ſodann die Entſcheidung durch die Regierung 
zu Frankfurt a. d. O. 

Wird die Beſchwerde verworfen, fo treffen die Koſten derſelben den Be⸗ 
ſchwerdeführer. 

Innerhalb vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
zuläſſig. Die Anmeldung deſſelben muß bei dem Regierungskommiſſarius erfolgen. 
S bald die Reklamationen befeitigt find, wird das Kataſter von der Regierung 
definitiv feſtgeſtellt, ausgefertigt und dem Vorſtande des Verbandes übermittelt. 
Der Letztere hat demnächſt das Erforderliche wegen der vorbehaltenen Ausgleichung 
hinſichtlich der bis zu dieſem Zeitpunkte von den Verbandsgenoſſen erhobenen 
Koſten zu veranlaſſen. 


NR 
Die Beitragspflicht ruht unablöslich auf den zum Verbande gehörigen 
Grundſtücken und bedarf keiner hypothekariſchen Eintragung. 
(Nr. 7470.) 124* Ihre 


* 


r 


Ihre Erfüllung kann im Wege der adminiſtrativen Exekution erzwungen 
werden. f 
Letztere findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer, oder andere Beſitzer 
eines verpflichteten Grundſtückes, vorbehaltlich ihres Regreſſes an den eigentlich 
Verpflichteten. | 
Bei Befihveränderungen kann ſich der Verband auch an den im Kataſter 
genannten Eigenthümer ſo lange halten, bis dem Vorſtande die Beſitzveränderun 
ur Berichtigung des Kataſters angezeigt und ſo nachgewieſen iſt, daß auf Grun 
bieſer Nachweiſe die Berichtigung erfolgen kann. Bei vorkommenden Parzelli⸗ 
rungen müſſen die Leiſtungen an den Verband auf die Trennſtücke verhältniß⸗ 
mäßig repartirt werden. 
Auch die kleinſte Parzelle zahlt mindeſtens Einen Pfennig jährlich. 


$. 10. 


Die Angelegenheiten des Verbandes werden durch einen Vorſtand beforgt, 
welcher aus einem Direktor als Vorſitzenden und drei Beiſitzern beſteht. Der 
Direktor und die drei Beiſitzer, ſowie eben fo viele Stellvertreter für die letzteren 
zu deren Vertretung in Behinderungsfällen, werden aus den Verbandsgenoſſen 
jedesmal auf drei Jahre durch abſolute Stimmenmehrheit mittelſt beſonderer Wahl⸗ 

änge in Wahlverſammlungen gewählt, an welchen der Beſitzer der Standes⸗ 

herrschaft Groß⸗Leuthen, die Beſitzer der Rittergüter Sglietz und Leibchel perſön⸗ 
lich oder durch Bevollmächtigte, beziehungsweiſe geſetzliche Vertreter, und die be⸗ 
theiligten bäuerlichen Gemeinden durch ihre Ortsvorſtände Theil nehmen. 

Die Betheiligung an der Melioration mit je 50 Morgen auf Normalboden 
(1. Beitragsklaſſe) reduzirter Fläche giebt je eine Wahlſtimme, dergeſtalt, daß die 
Betheiligung mit einer Fläche bis zu 50 Normalmorgen zu Einer, mit mehr als 
50 Normalmorgen zu zwei Stimmen, mit mehr als 100 Normalmorgen zu drei 
Stimmen berechtigt und ſo fort bis zur Berechtigung der Ausübung von zehn 
Stimmen bei einer Betheiligung von mehr als 450 Normalmorgen. 

Ueber zehn Stimmen ſoll kein Wahlberechtigter ausüben dürfen. 

Bei eintretender Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Die Wahlen werden durch den Landrath des Lübbener Kreiſes als Wahl⸗ 
kommiſſar geleitet. Derſelbe ſtellt auch die Wahlliſte feſt und verpflichtet den 
gewählten Direktor des Verbandes mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt. Im Uebri⸗ 
gen finden bei dem Wahlverfahren die Vorſchriften für Gemeindewahlen analoge 
Anwendung, und iſt jeder Verbandsgenoſſe gehalten, die auf ihn fallende Wahl 
anzunehmen. 

Die Prüfung der Wahlen ſteht dem Vorſtande allein zu. 
| Die Beiſitzer, ſowie deren Stellvertreter werden durch den Direktor des 

Se in gleicher Weiſe verpflichtet, wie der Direktor ſelbſt durch den 
andrath. 


San 
Der Direktor führt die Verwaltung nach den Beſtimmungen dieſes Statuts 
und den Beſchlüſſen des Vorſtandes, er vertritt die Genoſſenſchaft in allen An⸗ 
gelegenheiten, dritten Perſonen und Behörden gegenüber, in und außer Gericht. 
i ns⸗ 


02 
Insbeſondere hat er: 

a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſetzten 
Meliorationsplane zu veranlaffen und nach deren Vollendung für die 
Inſtandhaltung und Beaufſichtigung Sorge zu tragen; 

b) die Beiträge nach den Beſchlüſſen des Vorſtandes auszuſchreiben, die 


Zahlungen auf die Genoſſenſchaftskaſſe anzuweiſen und die Kaſſenver⸗ 
waltung zu revidiren; 

e) den Schriftwechſel für den Verband zu führen und die Urkunden deſſelben 
zu unterzeichnen, jedoch iſt zur Abſchließung von Verträgen und Vergleichen 
die Genehmigung des Vorſtandes erforderlich, 

d) Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung dieſes 
Statuts und der etwa beſonders dazu zu erlaſſenden Reglements bis 

zur Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen; auch 

e) die Erfüllung aller Verpflichtungen der Verbandsgenoſſen im Wege der 
Exekution zu erzwingen. 

In Behinderungsfällen läßt der Direktor die Angelegenheiten des Verbandes 


durch einen von ihm aus der Zahl der Vorſtandsmitglieder zu ernennenden 


Stellvertreter leiten. 
9. 12. 

Der Vorſtand des Verbandes hat unter dem Vorſitze des Direktors nach 
Stimmenmehrheit bindende Beſchlüſſe für den Verband zu faſſen, den Direktor 
in ſeiner Geſchäftsführung zu unterſtützen und das Beſte des Verbandes überall 
wahrzunehmen. \ 

Der Vorſtand ift beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden mindeſtens 
noch zwei Mitglieder anweſend find. Bei Stimmengleichheit entfcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. 

Wer bei irgend einem Gegenſtande der Berathung ein perſönliches Intereſſe 
hat, welches dem der Geſammtheit zuwider iſt, darf an der Sitzung nicht Theil 
nehmen. 

$. 13. 

Der Direktor, die Vorſtandsmitglieder und deren Stellvertreter verwalten 
ihre Aemter unentgeltlich, haben jedoch Anſpruch auf Erſtattung baarer Auslagen. 

Dem Direktor iſt außerdem eine Entſchädigung für Büreauaufwand zu 

ewähren, welche die Regierung zu Frankfurt a. d. O. nach Anhören des Vor⸗ 
andes feſtſetzt. f 
F. 14. 

Der Vorſtand wählt einen Rendanten für die Verwaltung der Kaſſe des 
Verbandes und bewilligt demſelben nöthigenfalls eine Remuneration. 

Der Rendant wird in gleicher Weiſe durch den Direktor verpflichtet, wie 
die Vorſtandsmitglieder. g 
(Nr. 7470.) $. 15. 


— 926 — 


§. 15. 


Der Vorſtand verſammelt ſich alle Jahre regelmäßig zweimal zur Früh⸗ 
jahr⸗ und Herbſtgrabenſchau im Mai und Oktober, um den Etat feſtzuſtellen, die 
Jahresrechnung abzunehmen und die ſonſt nöthigen Beſchlüſſe zu fallen. 

Im Fall der Nothwendigkeit kann der Direktor den Vorſtand außer⸗ 
ordentlich berufen. 

Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtände der Ver⸗ 
handlung; mit Ausnahme dringender Fälle muß dieſelbe wenigſtens ſieben freie 
Tage vor der Verhandlung ſtattfinden. 

Wer am Erſcheinen behindert iſt, muß die Vorladung ſeinem Stellvertreter 
ohne e 

Die Beſchlüſſe des Vorſtandes und die Namen der dabei anweſend ge⸗ 
weſenen Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen und von dem Vor⸗ 
ſitzenden und mindeſtens Einem Mitgliede der betreffenden Verſammlung zu 
unterzeichnen. f 


F. 16. 


An den vom Verbande zu unterhaltenden Entwäſſerungszügen müſſen drei 
Fuß / vom oberen Rande der Böſchung ab gerechnet, unbeackert und mit dem Weide⸗ 
vieh verſchont bleiben. Bäume und Hecken dürfen auf einer Entfernung von 
ſechs Fuß nicht geduldet werden. Bei der Räumung müſſen die Eigenthümer 
der angrenzenden Grundſtücke den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen 
zufällt, aufnehmen und binnen acht Tagen nach der Räumung — wenn aber die 
Räumung vor der Ernte geſchieht, binnen acht Tagen nach der Ernte — bis auf 
Eine Ruthe Entfernung von dem Borde wegſchaffen. 

Aus beſonderen Gründen kann der Direktor ausnahmsweiſe dieſe Friſt ver⸗ 
ängern. 


Sole: 
Die Streitigkeiten, welche zwifchen Mitgliedern des Verbandes über das 


Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 
ſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Ver⸗ 
bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 

Gegen dieſe Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides ab gerechnet, bei dem Direktor des Verbandes angemeldet wer⸗ 


den muß. 

Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht flat. — Der unterliegende Theil 
trägt die Koſten. 8 

Das Schiedsgericht entſcheidet nach Stimmenmehrheit und beſteht aus dem 

von der Regierung als Aufſichtsbehörde zu ernennenden Obmann, 1 

or⸗ 


u 
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Vorſitz führt, und zwei Beiſitzern, von denen je einen der Genoſſenſchaftsvorſtand 
und der oder die mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten zu wählen haben. Letztere 
vollziehen, falls eine Einigung unter ihnen nicht ſtattfindet, die Wahl gemein⸗ 
ſchaftlich unter der Leitung des Obmanns, welcher bei eintretender Stimmen⸗ 
gleichheit durch das Loos entſcheidet. Wenn von mehreren gleichbetheiligten 
Rekurrenten einzelne ſich der Wahl enthalten, ſo ſind ſie an die Wahl der übrigen 
gebunden. Wird von dem oder den gleichbetheiligten Rekurrenten nicht binnen 
vier Wochen, vom Tage des Abganges der ſchriftlichen Aufforderung des Vor⸗ 
ſtandes, dieſem ein geeigneter Schiedsrichter namhaft gemacht, fo erfolgt auch 
deſſen Wahl durch den Vorſtand. 

Wählbar zu Mitgliedern des Schiedsgerichts ſind nur ſolche Perſonen, 
welche die Eigenſchaften eines Gemeindewählers haben und nicht Mitglieder des 
Verbandes ſind. 8 

$. 18. 


Der Verband ſteht unter der Oberaufſicht des Staates, welche von der 
Regierung zu Frankfurt g. d. O. und von dem Miniſter für die landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten nach Maaßgabe dieſes Statuts und ſonſt in dem Umfange 
und mit den Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehörden der Gemeinden zuſtehen, 
ausgeübt wird. 19 

S 


Ohne landesherrliche Genehmigung darf keine Abänderung dieſes Statuts 
vorgenommen werden. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 26. Juni 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr. 7471.) Allerhöchſter Erlaß vom 3. Juli 1869., betreffend die Uebertragung der durch 
den Allerhöchſten Erlaß vom 21. April 1852. dem Aktienverein für die 
Peterswaldau⸗Steinkunzendorfer Chauſſee im Regierungsbezirk Breslau 
verliehenen Rechte auf die Dominien und Gemeinden Steinkunzendorf 
und Peterswaldau. 


Al den Bericht vom 23. Juni d. J. beſtimme Ich hierdurch, daß diejenigen 
Rechte, welche durch den Erlaß vom 21. April 1852. (Geſetz⸗Samml. 1852. 
S. 285.) dem Aktienverein für die Peterswaldau⸗Steinkunzendorfer Chauſſee im 
Regierungsbezirk Breslau in Bezug auf die genannte Straße verliehen worden 
ſind, nunmehr, nachdem das Eigenthum an derſelben auf die Dominien und 


Gemeinden Steinkunzendorf und Peterswaldau mit der Verpflichtung zur chauſſee⸗ 
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mäßigen Unterhaltung der Straße übergegangen, den vorgedachten Dominien und 
Gemeinden zuſtehen ſollen. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Schloß Babelsberg, den 3. Juli 1869. 
Wilhelm. 
Für den Miniſter für Handel zc.;: 
Frh. v. d. Heydt. v. Selchow. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr, 7472.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. Juli 1869., betreffend die landesherrliche Geneh⸗ 
migung zur Anlage des von der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft aus⸗ 
zuführenden, im Preußiſchen Staatsgebiete belegenen Theiles einer Eiſenbahn 
von Aachen über Gemmenich und Bleiberg nach Welkenrädt, der Grenzſtation 

der Belgiſchen Staatsbahn bei Herbesthal. 


Ai den Bericht des Staatsminiſteriums vom 13. Juli d. J., deſſen Anlage 
zurückerfolgt, ertheile Ich, unter Vorbehalt der ſeiner Zeit zu beſtimmenden 
näheren Bedingungen, zur Anlage des von der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn⸗ 
gielinet auszuführenden, im Preußiſchen Staatsgebiete belegenen Theiles einer 

iſenbahn von Aachen über Gemmenich und Bleiberg nach Welkenrädt, der 
Grenzſtation der Belgiſchen Staatsbahn bei Herbesthal, Meine landesherrliche 
Genehmigung. Zugleich beſtimme Ich, daß die in dem Geſetze über die Eiſen⸗ 
bahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. enthaltenen Vorſchriften, betreffend 
das Expropriationsrecht und das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder 
Grundſtücke, auf dieſes Unternehmen der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
Anwendung finden ſollen. 


Dieſer Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. b 


Bad Ems, den 16. Juli 1869. 
| Wilhelm. 
v. Roon. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. a 
An das Staatsminiſterium. 


Redigirt im Büreau des Staats Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober, Hofbuchdruckret 
3 ; (R. v. Decker). 


